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Jetzt hat sie es also geschafft: Die Initiative „Pro
Reli“, die weitgehend von den beiden christlichen
Kirchen getragen wird, hat genug Unterschriften
beisammen. In einigenMonatenmüssen die wahl-
berechtigten BerlinerInnen in einem Volksent-
scheid über die Zukunft des Religionsunterrichts
entscheiden. Zu hoffen ist, dass sie den Kirchen
eine deutliche Niederlage beibringen.

Diese habenBischofHuber, Kardinal Sterzinsky
und Co. schon allein wegen ihrerWerbekampagne
verdient, die nur als eine Mischung aus Irrefüh-
rung und Arroganz zu beschreiben ist. Denn sie
legt nahe, dass SchülerInnenundderen Eltern sich
derzeit nicht frei für den Religionsunterricht ent-
scheiden können. Das aber ist schlicht falsch: Zwar
müssen seit zwei JahrenalleBerliner SchülerInnen
ab der Klasse 7 das Fach Ethik belegen, völlig unab-
hängig davon aber können sie weiterhin den Reli-
gionsunterricht frei wählen. Zumindest, wenn sie
Christen sind. Islamischer Religionsunterricht
wird an Berliner Oberschulen nämlich nicht ange-
boten. Schlicht eine Zumutung war der Slogan
„Werte brauchen Gott“. 60 Prozent der BerlinerIn-

nen gehören keiner Konfession an. Ihnen zuunter-
stellen, sie hätten keine Werte und könnten ihren
Kindern folglich auch keine vermitteln, ist anma-
ßend – und geht an der gesellschaftlichen Realität
nicht nur der Hauptstadt vorbei.

Viel wichtiger als der Ärger über die Kampagne
aber ist: Ein Erfolg des Volksentscheids wäre ein
riesiger Rückschritt für die Berliner Bildungspoli-
tik. Im Ethikunterricht, den die Kirchen lediglich
auf eine Alternative zumReligionsunterricht redu-
zieren wollen, sollen alle SchülerInnen über Glau-
ben undWerte, Ethik und Philosophie gemeinsam
nachdenken. Unabhängig von ihrer Religion. Es ist
eben ein solcher Austausch, den die Stadt braucht;
einer, der das Wissen über einander vergrößert
und im besten Fall das Verständnis füreinander
stärkt. Orte für einen solchenAustausch gibt eswe-
nige. Die Schule kann und sollte einer dafür sein.

Das gilt vielerorts, aber vielleicht besonders im
einerseits gottfernen andererseitsmultireligiösen
Berlin. Deshalb sollten die BerlinerInnen den
Ethikunterricht als Pflichtfach für alle retten.

SABINE AM ORDE

„PRO RELI“: DIE ARROGANZ DER KIRCHEN GEHT AN DER REALITÄT VORBEI

Berlin: Werte für alle

Natürlich feierten SPD,Grüneund Linke inHessen
den ihnen vomHessischen Verwaltungsgerichts-
hof (VGH) geschenkten, letzten kleinen Sieg über
den geschäftsführendenMinisterpräsidenten Ro-
land Koch (CDU) ausgiebig – vor demwahrschein-
lichen Triumph ihres Lieblingsfeindes bei der
Wahl am Sonntag. Viel Anlass dazu gibt es aber
nicht.

Dennmit der Ablehnung aller Eilanträge gegen
den bereits angeordneten Sofortvollzug wurde
dem Flughafenbetreiber Fraport AG das Recht ein-
geräumt, umgehendmit den Bauarbeiten für die
Landebahn Nordwest zu beginnen; einen Weg zu-
rück gibt es nichtmehr.Moniert hat der VGHnäm-
lich lediglich die von der Landesregierung unter
Koch Ende 2007 gegen alle Absprachen und auf
Druckder Lufthansagenehmigten 17Nachtflüge in
derKernzeit von 23 bis 5Uhr. DerWiderstanddage-
genwarauchderkleinstegemeinsameNenner, auf
den sich das im Landtag gescheiterte „Linksbünd-
nis“ 2008 verständigen konnte. Die Ausbaubefür-
worterpartei SPD und die Ausbaugegnerpartei

Bündnis 90/Die Grünen schrieben denn auch im
Oktober in ihren nur Tage später obsoletenKoaliti-
onsvertrag – dender Tolerierungspartner Linke ge-
genzeichnen wollte – hinein, juristisch gegen die
strittigen Nachtflüge vorgehen zu wollen.

Sie haben jetzt Recht bekommen; politisch aber
nutzt ihnen das nichts mehr. Die koalitionswilli-
gen Flughafenausbauparteien CDU und FDP wer-
den trotz der Kritik des VGH an den „rechtswidri-
gen Nachtflügen“ (Linke) die Neuwahl sicher ge-
winnen.Nur 10ProzentderHessen interessiertdas
Thema überhaupt noch; und gegen die durch den
Ausbau angeblich neu entstehenden 100.000 Ar-
beitsplätze kann „in Zeiten wie diesen“ (CDU) so-
wieso nur schwer argumentiert werden. ImWahl-
kampf selbst der Grünen spielte der Landebahn-
bau im Forst denn auch bis zur Entscheidung des
VGHkaumnocheineRolle.Nurdie Linke lehntden
Ausbau noch generell ab; auch dafür gibt es am
Sonntagmit wahrscheinlich nur noch 4 Prozent
vomWähler die Quittung.

KLAUS-PETER KLINGELSCHMITT

DAS URTEIL DES VGH ZU NACHTFLÜGEN BLEIBT POLITISCH WIRKUNGSLOS

Hessen: Letzter Sieg vor der Niederlage
Wolfgang Storz, geb. 1954, hat in
den Sozialwissenschaften promo-
viert und war von 2002 bis 2006
Chefredakteur der „Frankfurter
Rundschau“. Vor kurzem erschien
von ihm: „Alles Merkel? Schwarze
Risiken. Bunte Revolutionen“.
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Diehessische SPDwagt es, auf ih-
ren Großplakaten die entschei-
dende Frage zu stellen: „Wirklich
wieder Koch?“ Während sie
glaubt, die Frage treibe die er-
schreckten Wähler in Scharen in
die Arme ihres netten Spit-
zenkandidaten, fügt sich das Pu-
blikum bereits in das Unaus-
weichliche: Klar, am 18. Januar
kommt Koch „wirklich wieder“.

Welch ein Drama – der Schur-
ke lebt, und die Guten sterben.
Alle Umfragen weisen eine opu-
lente Mehrheit für eine schwarz-
gelbe Regierung aus. Und die
einst rechnerisch linke Mehrheit
ist auf rund 40 Prozent zusam-
mengeschrumpft. Die ganze
Energie, die sie in ihr emanzipa-
torisches Projekt steckte, wurde
umgewandelt – in Schubkraft für
eine neue bürgerliche Mehrheit;
eine Energiewende der ganz be-
sonderen Art.

Wer wissen will, wer Roland
Koch ist und woher seine Kraft
kommt, der muss noch einmal
nach dem Scheitern der anderen
fragen. Gemeinhin werden zwei
Fehler genannt. Schlüssig wer-
den diese beiden jedoch erst mit
einem dritten. Da war erstens
der Wortbruch in Sachen Links-
partei. Derwird einer Politikerin,
die für Ideale und eine neue Poli-
tik mobilisiert, eben nicht ver-
ziehen. Roland Koch begeht
streng genommen vermutlich

alle 14 Tage einen Wortbruch.
Aber einer, dessen Wahlkampf
einstmit „als jüdischeVermächt-
nisse“ getarnten Schwarzgeldern
finanziert wurde, der erst sein
Wissen um die schwarzen Kon-
ten leugnete und anschließend
seine Verfehlungen verniedlich-
te, der ist der Welt der Moral ent-
wachsen, dem kann Wortbruch
per se nicht mehr vorgehalten
werden. Der zweite Fehler: Ypsi-
lanti stand einer gespaltenen
Partei vor und verhielt sich, als
gäbe es nicht eine zweite, rechte
Hälfte zu integrieren.

Zu ihrem Scheitern gehört je-
doch zwingend ein dritter „Feh-
ler“: Ypsilanti und die ihren ha-
ben es ernst gemeint. Man ist
nicht Anhänger einer Verschwö-
rungstheorie, sondern betreibt
nur ein bisschen politökonomi-
sche Analyse, wenn man fest-
stellt, dass es für wichtige wirt-
schaftliche Kräfte nicht egal war,
ob Ypsilanti regiert oder Koch:
Die Fraport, der Flughafenbetrei-
ber, der den Ausbau bedroht sah;
die Energiewirtschaft, der die So-
larwende suspekt war; der Mit-
telstand, der an weiteren Privati-
sierungen und nicht am Min-
destlohn interessiert ist – die Lis-
te ist lang. Eine andere Politik,
die nicht nur Unternehmer be-
unruhigte. Die etwa 70.000 Be-
schäftigten auf dem Flughafen
und ihre Gewerkschaften, die
waren ebenso wenig begeistert
von Ypsilanti und ihren Grünen.

Ob ihr Regierungsprogramm
nun eine Kampfansage war oder

nicht, es wurde so wahrgenom-
men in denKreisen, die in Frank-
furt und im Rhein-Main-Gebiet
etwas zu sagen haben. Der veröf-
fentlichten Meinung ist hier wie
überall eine informelle Mei-
nungsbörse der Banker, Mana-
ger, Mittelständler, Medienma-
cher und Politiker vorgelagert.
Und dort werden Meinungen ab-
geklopft, Deutungen getestet,
die Kurse festgelegt. Kurz: Josef
Ackermann lässt auf seinem in-
ternationalen Bankenkongress
nur ungern eine als Ministerprä-
sidentin verkleidete ehemalige
Stewardess und Soziologin die
Grußworte sprechen. Wo sind
wir denn? In derNähe von Frank-
furt, in Darmstadt, sitzt der Eli-
tenforscher Michael Hartmann,
der kann alles Nähere erklären.

Und dieser dritte Grund, der
ist bereits ein Teil der Antwort
auf die Frage, wer Koch ist und
woher seine Stärke kommt. Ro-
land Koch bewegt sich seit vielen
Jahren in diesen Kreisen wie ein
Fisch im Wasser. Und das kann
er, weil er eben kein Rassist, kein
Rechter und kein Konservativer
ist, denn so kann man heute kei-
ne guten Geschäfte mehr ma-
chen. Roland Koch führt – sei-
nem Ruf zum Trotz – keine ideo-
logischen Kämpfe gegen erneu-
erbare Energien, für Gymnasien,
gegen Integration, für die Frau
am Herd. Roland Koch ist fast al-
les zuzutrauen. Nur eines nicht:
dass er gegen Mehrheiten in der
Wirtschaftsbranche ankämpft.

Roland Koch ist, nach Bedarf,
ein meist mäßiger, selten unmä-
ßiger Marktradikaler. Sein Bun-
desland führt er am liebsten wie
ein Unternehmen. Wenn er eine
Leidenschaft hat, dann: Effizienz
schaffen. Koch ist nicht gegen
das Soziale oder gar gegen Ge-
werkschaften; genauso wenig,
wie er für sie Partei ergreift. Al-
lerdings: Ist ein wichtiges Unter-
nehmen angeschlagen, dann ist
die Subvention nahe und sind
die heiligen Prinzipien der
Marktwirtschaft fern. So ist Koch
eher selten rechtspopulistisch,
immer umstritten, selten kon-
servativ, meist wirtschafts- und
ab und zu gesellschaftsliberal, in
Krisenzeiten Keynesianer, im-
mer staatsautoritär. Er selbst be-
hauptet, er sei ein „konservativer
Reformer“.

Roland Koch ist in der Provinz
aufgewachsen und dort geblie-
ben. Er gilt als intelligent, scharf-
sinnig, fleißig, in der Sache sat-
telfest. Er lebt nicht von Glaub-
würdigkeit und Sympathie, son-
dern allein von seinen Kompe-
tenzen. Zunehmend schwer trägt
er an seiner Spezialität: der Mi-
schung aus Kompetenz, exzel-
lenter Rhetorik und primitiver
Hetze. Es ist eine Spezialität sei-
ner politischen Heimat.

Koch, bald 51 Jahre alt, ist in
der hessischen CDU als Politiker
auf dieWelt gekommen. Der klei-
ne Roland gründete mit 14 Jah-
ren einen JU-Ortsverband. 1979
wurde er jüngster Vorsitzender
eines CDU-Kreisverbandes, 1987
Landtagsabgeordneter, seit 1998
ist er Vorsitzender der CDU Hes-
sen. Diese CDU Hessen war eine
besondere CDU. In der Zeit, in
der die SPD das Land regierte,

schmiedete der „Stahlhelm“-
Konservative Alfred Dregger
eine organisatorisch moderne,
stockkonservative bis rechtsradi-
kale Kampfformation. So wie die
Partei, so waren ihre Politiker,
und so siegten sie auch: rück-
sichtslos, Meister bedenkenloser
Kampagnen. Anfang 1999 wurde
Koch Ministerpräsident, nach ei-
ner ausländerfeindlichen Kam-
pagne gegen die doppelte Staats-
bürgerschaft. Als vor Jahren Ge-
werkschafter forderten, die Ver-
mögensteuer neu einzuführen,
sah Koch die Reichen stigmati-

siert, „mit einer neuen Form von
Stern an der Brust“. Anfang 2003
errang Koch die absolute Mehr-
heit. Und diese Siege verteidigte
er 2008 mit bewährten Mitteln:
Zwei ausländische Jugendliche
schlugen brutal einen Rentner
zusammen. Koch schlug zurück:
mit einer politisch brutalen eth-
nischen Debatte. Vermutlich
steckt in ihmein Stahlhelm-Gen;
oder mentale Spätfolge einer
Karriere in der Hessen-CDU.

Heute sagt er verschlüsselt
und sein Umfeld offen: Die Kam-
pagne 2008 war ein Fehler. Das
ist klar. Aber: Warum?Wegen der
Hetze? Oder weil es nicht ge-
klappt hat? Nur als Randnotiz:
Hätte es funktioniert, wäre dann
Koch öffentlich nicht als zwar
rücksichtsloser, aber doch genia-
ler Wahlkämpfer gefeiert, we-
nigstens respektiert worden?

Und in welcher Ausführung
präsentiert er sich nun? In die-
sem Januar kandidiert: Ich habe
Fehler gemacht. Ich bin ein er-
fahrener Handwerker. Ich biete
„in Zeiten wie diesen“ meine
Dienste an. Ich werde die Stu-
diengebühren nicht wieder ein-
führen. Ich kämpfe um jeden Ar-
beitsplatz. Politische Gegner
warnen: Achtung, das ist der fal-
sche Koch. Der echte hetzt gegen
Ausländer, ist böse, baut den So-
zialstaat ab. Sie haben nicht un-
recht – und politisch doch schon
verloren. WOLFGANG STORZ

Reaktionär – wenn es sich lohnt
Für die Linken ist Roland Koch eine zentrale Hassfigur. Dabei ist er gar kein überzeugter
Rassist. Radikal ist er nur in seinem Opportunismus. Aktuell setzt er auf Bescheidenheit

Ypsilantis Fehler: Sie
hat es ernst gemeint.
Diesen Vorwurf kann
man Roland Koch
nicht machen

Kochverkörpert seine
politische Heimat:
Kompetenzmischt

sichmit Sprachgewalt
und primitiver Hetze

die anderen über die zinssenkung der ezb

Die Financial Times macht sich Gedanken:
Sollte der Leitzins die Nullprozentmarke errei-
chen,würde eineweiteremonetäre Lockerung von
der EZB verlangen, Vermögenswerte aufzukaufen
und dadurch Verbindlichkeiten für die Regierun-
gen der Eurozone zu schaffen. Es gibt jedoch keine
einheitliche fiskalische Behörde, mit der die EZB
solch eine Aktion koordinieren könnte. Stattdes-
sen gibt es 16 davon, die sich alle in einer anderen
Lage befinden und eigene Probleme haben. So
brauchendie Regierungen der Eurozone imnächs-
tenMonat einen Plan für den Fall, dass der Leitzins
die Nullprozentmarke erreicht. Sie sollten der EZB
die Führung inderAnwendung solchermonetären

Politik überlassen und ihr angemessene Parame-
ter vorgeben, innerhalb derer sie operieren soll.
Europamuss zusammenstehen.

DeStandaardausBelgienmeint:Es klingt para-
dox, dass wir die Krise, die entstanden ist, weil zu
schnell zu billige Kredite gegebenwurden, nun be-
enden, in dem wir noch mehr Schulden machen.
Es besteht die Gefahr, dass ein Schuldenberg auf-
gebaut wird, der langfristig dasWachstum bremst.
Es wäre Irrsinn, wenn wir [in Belgien] – genau wie
die Großen – massenweise nicht vorhandenes
Geld in Umlauf brächten. Wir wissen nur, dass es
uns für die kommenden Jahrzehnte eine unerträg-
liche Schuldenlast aufbürdet.

Viel und kontrovers ist in den letzten drei Wochen
über Ursachen undWirkung des Gazakrieges de-
battiert worden: Nach palästinensischer Lesart ist
die israelische Besatzung und die seit 18 Monaten
andauernde israelische Wirtschaftsblockade das
auslösende Moment. Nach israelischer Lesart ste-
hen die Hamas und deren Raketen auf Israel am
Beginn des Desasters.

Die ägyptische Waffenstillstandsinitiative
schnürt nun beide Lesarten in einem Paket zusam-
men: Zunächst soll es einenmehrtägigen Waffen-
stillstandgeben, bevor sichdanndie israelischeAr-
meeandieGrenzendesGazastreifens zurückzieht.
Darauf folgen sollen Gespräche über eineÖffnung
derGrenzen–dieKernforderungderPalästinenser
– und solche über eine Sicherung der Grenze zu
ÄgyptenunddamitderWaffennachschubwegeder
Hamas – eines der Kriegsziele Israels. Europa und
die USA können eine wichtige Rolle spielen, wenn
es darum geht, Israel vor der Hamas, aber eben
auch die Palästinenser des Gazastreifens vor Israel
zu schützen.

Wenn die USA und Bundesaußenminister Stein-
meier nun ein weiteres Mal nur technische Hilfe
zur Abdichtung der ägyptischen Grenze und zur
Unterbrechung desWaffennachschubs der Hamas
anbieten, arbeiten sie wieder nur an der einen Ur-
sache des Konfliktes. Umdie zweite Ursache zu be-
seitigen, geht esuminternationaleGarantien, dass
die Grenzen zumGazastreifen geöffnet werden
undgeöffnet bleiben. Es kann inZukunft nichtwie-
der nur Israel alleine überlassen sein, die Grenzen
zumGazastreifen beliebig zu öffnen und zu schlie-
ßen und 1,5 Millionen Palästinenser vom Rest der
Welt wegzusperren. Die USA, die Europäer und
Steinmeier dürfen die Grenze nicht nur technisch
sichern helfen. Sie müssen auch als Garant für ei-
nen regulären Grenzverkehr fungieren. Denn in-
ternational beobachtet werden sollte nicht nur pa-
lästinensisches, sondern unvoreingenommen
auch israelisches Verhalten. Das wäre der Schlüs-
sel, dass nach den blutigen letzten Wochen im
Gazastreifen die Waffen vielleicht diesmal nach-
haltig schweigen. KARIM EL-GAWHARY

DIE GRENZE MUSS SICHER UND DURCHLÄSSIG WERDEN – FÜR BEIDE PARTEIEN

Gaza: Der Schlüssel zum Frieden
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